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Olympische und Paralympische Winterspiele 2038
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 14. Januar 2026 hat das VBS den Kantonsregierungen die Unterlagen zum Bun-
desbeschluss über die Unterstützung der Kandidatur, Vorbereitung und Durchführung der Olympi-
schen und Paralympischen Winterspiele 2038 zur Vernehmlassung bis 14. März 2026 unterbreitet.

Die Regierung anerkennt das Potenzial der Olympischen und Paralympischen Winterspiele 2038
(OPWS 2038), bedeutende Impulse für Sport, Tourismus, Wirtschaft und Gesellschaft zu setzen so-
wie die internationale Sichtbarkeit der Schweiz nachhaltig zu stärken. Die Kandidatur «Switzerland
2038» verfolgt erstmals den Ansatz eines «Host-Country-Modells», das konsequent auf die födera-
len, geografischen und gesellschaftlichen Besonderheiten der Schweiz zugeschnitten ist und damit
einen innovativen Gegenentwurf zu früheren, zentralisierten Austragungsmodellen darstellt. Das Kon-
zept basiert auf einer dezentralen Durchführung in mehreren Kantonen und sämtlichen Sprachregio-
nen, nutzt weitgehend bestehende Sport- und Verkehrsinfrastrukturen und verzichtet auf permanen-
ten Neubau sowie auf infrastrukturellen Gigantismus. Dieser Ansatz ist aus Sicht der Nachhaltigkeit,
der Akzeptanz in der Bevölkerung sowie der langfristigen Nutzbarkeit der Anlagen ausdrücklich zu
begrüssen.

Positiv zu würdigen ist zudem die im internationalen Vergleich aussergewöhnliche Finanzierungs-
struktur der Kandidatur. Gemäss aktuellem Planungsstand werden rund 82 % des Gesamtbudgets
von insgesamt rund 2.2 Mia. Franken durch private Mittel finanziert. Lediglich 18 % entfallen auf
Beiträge der öffentlichen Hand. Öffentliche Defizitgarantien sind ausgeschlossen und allfällige Defi-
zitrisiken werden von privaten Akteuren getragen. Diese klare Risikoallokation stellt aus unserer
Sicht einen wesentlichen Fortschritt gegenüber früheren Kandidaturprojekten dar und trägt entschei-
dend zur finanziellen Tragbarkeit des Vorhabens bei. Bei dieser hohen Beteiligung von privaten Geld-
gebern sollte ein signifikanter Anteil an Zusicherungen in einem fixierten Zeitrahmen über das Auslö-
sen von konkreten weiteren Umsetzungsschritten entscheiden.
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Der Regierungsrat begrüsst, dass die Austragungskantone und -gemeinden eigenständig über ein En-
gagement für das Projekt OPWS 2038 entscheiden, der vom Verein beantragte Beitrag der Austra-
gungsgemeinden von insgesamt 140 Mio. Franken sowie die entsprechenden Zusicherungen der zu-
ständigen Behörden per Ende November 2025 bestätigt wurden und die erforderlichen Kreditent-
scheide auf Gemeindeebene vorangetrieben werden. Sämtliche Kantone beteiligen sich zudem ge-
meinsam mit insgesamt 60 Mio. Franken an der Finanzierung der Paralympischen Winterspiele. Der
entsprechende Beitrag wird aus den Reingewinnen der Lotterien finanziert und über die Stiftung
Sportförderung Schweiz an die Trägerorganisation ausgerichtet. Die hierfür erforderlichen Beschlüsse
wurden auf interkantonaler Ebene am 24. November 2025 gefasst.

Der Regierungsrat nimmt zur Kenntnis, dass der Bund seine finanzielle Exponierung begrenzen und
sich an den Durchführungskosten mit maximal 200 Mio. Franken beteiligen will. Diese Zurückhal-
tung reduziert zwar Risiken auf Bundesebene, kann jedoch tendenziell zu einer Verlagerung finanzi-
eller Lasten auf tiefere staatliche Ebenen führen, insbesondere auf Austragungskantone und -ge-
meinden. Aus Sicht der Regierung ist deshalb entscheidend, dass die Mittelbereitstellung zwischen
Bund, Standortkantonen und -gemeinden sowie dem Internationalen Olympischen Komitee (IOK)
ausgewogen ausgestaltet wird. Dazu gehört eine angemessene finanzielle Mitverpflichtung des IOK.
Derzeit ist ein Mindestbeitrag von rund 600 Mio. Franken vorgesehen. Im Budget ist der IOK-Beitrag
mit rund 678 Millionen Franken veranschlagt. Im internationalen Vergleich, etwa mit den Winter-
spielen Milano-Cortina 2026, fällt dieser Beitrag deutlich tiefer aus. Der Regierungsrat ersucht den
Bund daher, in den weiteren Verhandlungen darauf hinzuwirken, den zugesicherten IOK-Beitrag sub-
stanziell zu erhöhen oder zumindest an internationale Vergleichswerte anzunähern, um zusätzliche
Belastungen für Kantone und Gemeinden zu vermeiden.

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen steht der Regierungsrat dem vorgeschlagenen Grund-
satz- und Planungsbeschluss grundsätzlich positiv gegenüber. Dies unter der Prämisse, dass der
Kanton Schwyz nach aktuellem Planungsstand kein Austragungskanton ist, die finanziellen Auswir-
kungen für den Kanton begrenzt bleiben und die Kandidatur ein innovatives, nachhaltiges und breit
abgestütztes Modell für Olympische und Paralympische Winterspiele in der Schweiz verfolgt. Die Be-
fürwortung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass eine Kosten- und Risikoverlagerung auf Kantone und
Gemeinden vermieden oder durch transparente, faire und sachgerechte Regelungen abgefedert so-
wie in den weiteren Verhandlungen auf eine substanzielle Erhöhung des IOK-Beitrags bzw. eine An-
näherung an internationale Vergleichswerte hingewirkt wird. Die Kantone sind zudem zwingend und
in angemessener Weise in die breit abgestützte Entwicklung einer Vermächtnisstrategie sowie in de-
ren Umsetzung einzubeziehen.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

Michael Stähli Dr. Mathias E. Brun
Landammann Staatsschreiber

Kopie an:
 die Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.


